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A N FRA G E 

der .;\bgeordneten PROBST und HIJ-.:TER}!}\YER 

an den Herrn Bundesminister für Öffentliche \\'irtschaft und Verkehr 

betreffend die geplante Umstellung der Kfz-Kennzeicherttafeln 

Der Bundesminister für Öffentliche· Wirtschaft und Verkehr plant 

eine Umstellung der Kfz-K~nnzeicheritafelnauf reflektierende 

Nummernschilder. Den Österreichern würden dadurch Kosten inder 

Höhe von rund 1 ,S Milliarden Schilling erwachsen und die Auto­

fahrer hätten unter einer zusHtzlichen finanziellen Belastung 

zu leiden. 

Bei der AnkUndigungdes Bundesministers kann es sich wohl nur 

um einen "teuren l\'ahlgag" handeln, da sich der Vorteil der neuen 

Kfz-Kennzeichen rein auf die Reflexion beschränkt. Das deutlichere 

Sichtbarmachen eines Fahrzeuges in der Dunkelheit könnte auf eine 

weitaus günstigere, einfachere und wirtsthaftlichereWeise er­

folgen, woraus weder fUr den Staat noch für den Autofahrer ~!ehr­

kosten erwachsen ~Urden. 

1. Das Anbringen von ref~ktierenden Folienstreifen an der Hinter­

seite eines PK~s, würde in Bezug auf die Verkehrssicherheit 

eine wesentlich effizientere L~sung darstellen, da auch die 

Begrenzungen (Ecken) des Fahrzeugs markiert werden könnten. 

Durch die größere reflektierende Fläche könnte eine h~here 

RUckstrahlwirkung erzielt werden. 

2. Die Umstellung auf neue reflektierende Kennzeichentafeln 

bedeutet fUr die Republik Österreich eine zusätzliche fianzielle 

Belastung in der Höhe von rund 1 ,S Milliarden Schilling, zu 

deren Deckung Kieder die Autofahrer herangezogen wUrden. 

Der Preis für einen reflektierenden Folienstreifen (ca. lS ÖS) 

liegt weit unter den Kosten für die Herstellung einer neuen 

Kennzeichentafel. Außerdem kön.nte die Hontage von fedem 

Autofahrer in kUrzester Zeit selbst durchgeführt werden. 
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~. Die einheitliche Umstellung der Nummerntafeln wUrde in Öster­

reich 10 Jahre in Anspruch nehmen und einen Imensen Ver­

waltungsaufwand mit sich bringen. Bis dahin wUrde es zwei 

verschiedene Kennzeichen geben. Die reflektierenden Folien­

streifen k6nnten hingegen unbürokrätisch und in kürzester 

Zeit angebracht werden. Z.B. anläßlich der jährlichen Kfz-

Überprüfung für die Begutachtungsplakette. 

4. Geplant sind Kennzeichen mit schwarzen Ziffern ~uf einem 

weißen Hintergrund, die denen der BRD sehr ähnlich sind. Als 

Fremdenverkehrsland hätten wir damit ein Nummernschild, 

welches Se111" leicht mit dem unserer Nachharn zu verwechseln 

wäre. Außerdem wäre dieses Kennzeichen gegenüb~r d~herk6mm­

lichen Numn!ernschildern in der Dunkelheit schlechter lesbar. 

Daß es durch die Einführung reflektierendern Kennzeichen zu 

einern Rückgang der nächtlichen Auffahrunfälle um So Prozent 

kommen könne, ist nach wie vor eine bloße Vermutung des 

Kuratoriums fUr Verkehrssicherheit, die durch keine wissen­

schaftlich-statistische esterreichische Untersuchung bis dato 

bestätigt wurde. Die Breite eines Fahrzeuges läßt sich auch 

durch rückstrahlende Kennzeichen nicht abschätzen, da - durch 

die Bauart bedingt - nicht bei allen Fahrzeugen das Kenn­

zeichen genau in der Mitte montiert werden kann. 

s. Mit der Herstellung der neuen Kcnnzeichentaieln soll eine 

amerikanische Firma in Minnesota beauftragt werden. Der Gewinri 

aus dieser Uberflüssigen Aktion würde daher i~s Ausland fließen. 

Da für die Umstellung auf neue Kfz-Kennzeichen keine dringende 

Notwendigkeit ersichtlich ist, richten die unterzeichn~ten 

Abgeordneten im Inter~sse aller Autofahrer an den Herrn Bundes~ 

mini~ter für Öffentliche Wirtschaft und Verkehr folgende 

A n fra g e 

1. Welche GrUnde sind dafUr maßgebend, daß die Renublik 

Österreich und die Autofahrer neuerlich finanziell belastet 

werden ? 
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2. Wie hoch werden die finan~iellen Belastungeti für die 

Republik Österreich und jeden Autofahrer sein? 

3. Werden österreichische Firmen aus der geplanten Umstellung 

Nutzen ziehen können? 

a) Wenn ja, welche? r 

b) In welcher Art und Weise? 

c) In welchem Ausmaß? 

4. Warum wird nicht auf wesentlich kostengünstigere und effizientere 

Lösungen, wie z.B. die oben genannte, zurückgegriffen? 

5. Welche Itistitutionen haben sich für und welche gegen die 

Neueinführung ausgesprochen? 
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